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Dr. Freiherr Spies von Büliesheim, Dr. Müller-Hermann, Ey und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5576 - 

betr. Entscheidungsgrundlagen für die Energie-, Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik im Bereich des Steinkohienbergbaus 


Der Bundesminister für Wirtschaft - III A 4 - 02 52 06 - hat mit 
Schreiben vom 26. Juli 1976 namens der Bundesregierung die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Unterneh- 
men des deutschen Steinkohlenbergbaus auf eine langfristig 
über 1980 hinaus konzipierte Energiepolitik angewiesen sind? 

3. Wann beabsichtigt die Bundesregierung, ihre Vorstellungen 
über den längerfristigen Versorgungsbeitrag der deutschen 
Steinkohle bekanntzugeben und die notwendigen Dispositions- 
grundlagen für die Investitions- und Belegsdiaftspolitik der 
Bergbauunternehmen zu schaffen? 

Die Bundesregierung bejaht eine langfristig konzipierte Ener- 
giepolitik. Dem ist in ihrem Energieprogramm und der Ersten 
Fortschreibung, die Bundestag und Bundesrat gebilligt haben, 
Rechnung getragen. Für die bedingte Prognose der weiteren 
Entwicklung war das in der Fortschreibung zugrunde gelegte 
Jahr 1985 ein sachgerechter Zeithorizont. Für die deutsche 
Steinkohle wurde mit der Verdeutlichung ihrer besonderen 
Sicherheitsfunktion eine qualitative langfristige Grundorientie- 
rung gegeben. Zusätzlich hat die Bundesregierung für ihre 
Kohlepolitik einen quantitativen Rahmen für die Steinkohle bis 
1980 gesetzt und ihn, soweit notwendig und möglich, abge- 
sichert, ohne allerdings die Eigenverantwortlichkeit und die 
notwendige Freiheit der Unternehmenspolitik zu beseitigen. 

Die Bundesregierung wird ihre langfristige Energiepolitik und 
den quantitativen Rahmen für diese Politik einschließlich des 
Steinkohlenbergbaus im sinnvollen Umfang in der nächsten, 
für 1977 beabsichtigten Fortschreibung weiter entwickeln. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß nach dem Um- 
bruch in der Weltenergiewirtschaft 1973/1974 in einem bei 
Energierohstoffen in hohem Maße importabhängigen Industrie- 
land wie der Bundesrepublik Deutschland unverzüglich Ent- 
sprechendes hätte unternommen werden müssen - insbesondere 
im Wege geeigneter Untersuchungen um Entscheidungsgrund- 
lagen für alle wirtschafts-, energie- und beschäftigungspoliti- 
schen Fragen, im Bereich des deutschen Steinkohlenbergbaus 
zu schaffen? 

4. Räumt die Bundesregierung ein, daß für die Durchführung der 
hier unter 2. genannten Untersuchungen die seit der Ölkrise 
1973/1974 vergangene Zeit ausreichend war, um zumindest 
wesentliche Zwischenergebnisse solcher Untersuchungen heute 
vorliegen zu haben? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Erstellung 
der nach der Ölkrise 1973/1974 dringend notwendigen Ent- 
scheidungsgrundlagen für die Energiepolitik im Steinkohlen- 
bereich folgende Fragen bzw. Probleme des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus zu untersuchen waren: 

— Szenarien energiewirtschaftlicher Entwicklungen (primär- 
und sekundärenergieseitig) ; 

— Einschätzung und Bewertung der Importrisiken bei den ein- 
zelnen Energie-Rohstoffen; 

— Erfassung der heutigen und zukünftigen Produktionskosten 
des deutschen Steinkohlenbergbaus, insbesondere von Re- 
gressions-, Stagnations- und Expansionsgrenzkosten; 

— Erfassung der heutigen und zukünftigen Produktionskosten 
bei den konkurrierenden Energieträgern einschließlich der 
Kernenergie; 

— Einschätzung der Preisentwicklung bei Import-Energien (ein- 
schließlich der Kokskohlenpreise auf dem Weltmarkt) ; 

— Erfassung der energiepolitischen Optionen, die a) durch eine 
Aufrechterhaltung und b) durch eine Steigerung der heimi- 
schen Steinkohlenförderung ermöglicht werden; 

— Erfassung und Beurteilung der beschäftigungspolitischen 
Probleme, die a) bei Aufrechterhaltung, b) bei Steigerung 
der heimischen Steinkohlenförderung im nächsten Jahrzehnt 
gelöst werden müssen; 

— Erfassung und Bewertung der technologischen Optionen, die 
im Steinkohlenbereich in absehbarer Zukunft wahrscheinlich 
wahrgenommen werden können (neue Technologien der 
Kohleumwandlung, neue Technologien für steinkohlenge- 
feuerte Kraftwerke, Verbund Kernenergie-Kohleumwand- 
lung) und Abschätzung der entsprechenden Einsatzmengen; 
dabei insbesondere Berücksichtigung des nach 1985 zurück- 
gehenden Erdgasangebots aus inländischer Förderung und 
Förderung in EG-Ländern; 

— Quantifizierung und Bewertung des Beitrages der heimischen 
Steinkohlenförderung zur Versorgungssicherheit (bei ver- 
schiedenen Versorgungsanteilen, insbesondere in den wich- 
tigsten Verbrauchssektoren Verstromung und Stahlindu- 
strie) ; 

— Notwendigkeit und Finanzierung von Steinkohlenreserven 
(nach Mengen und zeitlicher Disposition) und deren ener- 
giepolitische Bewertung unter dem Gesichtspunkt des Bei- 
trages zur Versorgungssicherheit? 


Angesichts der Importabhängigkeit der Bundesrepublik bestand 
die Aufgabe nach der Ölkrise im Winter 1973/1974 unter ande- 
rem darin, der Steinkohle wegen ihrer Bedeutung für die Sicher- 
heit der Energieversorgung durch konkrete Maßnahmen einen 
angemessenen Platz in der Energieversorgung zu sichern und 
gleichzeitig langfristig Optionsmöglichkeiten, je nach Entwick- 
lung der Risiken für die Energieversorgung, offen zu halten. 
Dies ist im Rahmen der ersten Fortschreibung des Energiepro- 
gramms geschehen. 

Basis für alle getroffenen Maßnahmen waren selbstverständ- 
lich umfangreiche Untersuchungen der Bundesregierung in 
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enger Zusammenarbeit mit der Energiewirtschaft und wirt- 
schaftswissenschaftlichen Instituten, die weithin auch die in den 
Fragen aufgeworfenen Problemkreise umfaßten. Es würde hier 
zu weit führen, alle geprüften Fragenkomplexe darzustellen. 

Im übrigen kann es sich nicht nur um einmalige Untersuchun- 
gen handeln; die meisten der angesprochenen Fragen werden 
von der Bundesregierung laufend überprüft. 


6. Teilt die Bundesrepublik die Auffassung, daß angesichts der 
Notwendigkeit flankierender energie- und wirtsdiaftspolitischer 
Maßnahmen insbesondere für nachgenannte Fragen Entschei- 
dungsgrundlagen hätten geschaffen werden müssen: 

a) Untersuchungen über den Kapitalbedarf im Steinkohlen- 
bergbau, und zwar sowohl bei Erhaltung als auch bei Stei- 
gerung der heimischen Steinkohlenförderung; 

b) wirtschaftspolitische Maßnahmen zur langfristigen Sicherung 
von Investitionen im deutschen Steinkohlenbergbau. 

7. Welche Aufträge zu Untersuchungen und Gutachten über die 
hier unter 5. und 6. angeführten Fragen hat die Bundesregie- 
rung wann und an welche Auftragnehmer vergeben? Wie lau- 
ten die Themenstellungen? Wann werden diese Untersuchungen 
abgeschlossen sein? Liegen Zwischenergebnisse vor? 

8. Hat die Bundesregierung zu anderen als den hier unter 5. und 
6. angeführten Fragestellungen Untersuchungen zum deutschen 
Steinkohlenbergbau in Auftrag gegeben? Wenn ja: Wann sind 
diese Aufträge vergeben worden, an welche Auftragnehmer? 
Wie lauten die Themenstellungen? Welche Abschlußtermine 
sind vorgesehen, und welche Zwischenergebnisse liegen vor? 


Die Bundesregierung hat den zukünftigen Kapitalbedarf im 
Steinkohlenbergbau einschließlich seiner Deckungsmöglichkei- 
ten untersucht. Die Investitionen des Steinkohlenbergbaus 
wurden auch für unterschiedliche Förderhöhen ermittelt. 

Neben den direkten Investitionshilfen aus den Haushalten von 
Bund und Bergbauländern dienen zur langfristigen Absicherung 
der Investitionen im Steinkohlenbergbau darüber hinaus alle 
Maßnahmen, die darauf abzielen, den Absatz deutscher Stein- 
kohle zu sichern - wie das Dritte Verstromungsgesetz, die 
Kokskohlenbeihilfe und die Importbeschränkung -, zum anderen 
diejenigen Maßnahmen, die durch Kostenentlastung die Wett- 
bewerbsfähigkeit des Bergbaus verbessern. Die Bundesregie- 
rung hat diese Hilfen bekanntlich nicht nur in der Ersten Fort- 
schreibung, sondern auch durch zusätzliche Ende 1975 beschlos- 
sene Maßnahmen verstärkt. 

Untersuchungs- oder Gutachtensaufträge an Dritte erteilt die 
Bundesregierung vor allem dann, w^enn sie sich selbst zur Durch- 
führung nicht in der Lage sieht oder wenn sie erwarten kann, 
auf diese Weise wesentliche zusätzliche Informationen zu erhal- 
ten. So wurden 1974 im Auftrag des Bundesministers für For- 
schung und Technologie umfangreiche Programmstudien für 
die nicht-nuklearen Energieträger und für Sekundär-Energie- 
systeme erstellt, die seit 1975 gedruckt vorliegen. 

Zur Zeit laufen weitere Gutachtensaufträge des Bundesministers 
für Wirtschaft zur Frage der künftigen Entwicklung der Ener- 
gienachfrage und deren Deckung bis zum Jahre 2000. Auftrag- 


3 



Drucksache 7/5654 


Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


nehmer sind die Wirtschaftswissenschaftlichen Institute in Ber- 
lin, Essen und Köln sowie die Bundesanstalt für Geowissen- 
schaften und Rohstoffe. 

Die Bundesregierung erwartet, daß bis Jahresende veröffent- 
lichungsreife Ergebnisse vorliegen. 


9. Welche Untersuchungen sind der Bundesregierung zur Frage 
der Erhaltung bzw. Erhöhung der Förderkapazität im Stein- 
kohlenbergbau in den anderen Mitgliedstaaten der EG, in den 
Ländern der OECD und darüber hinaus in anderen westlichen 
Ländern sowie in den Staatshandelsländern bekannt? 

10. Sind der Bundesregierung Untersuchungen über die von den 
anderen Mitgliedstaaten der EG angewendeten bzw. beabsich- 
tigten energie-, wirtschafts- und besdiäftigungspolitischen Maß- 
nahmen im Bereich des Steinkohlenbergbaus und deren einheit- 
liche Anwendung im Bereich der EG bekannt? 

11. Welche Folgerungen zieht gegebenenfalls die Bundesregierung 
aus Untersuchungen wie hier unter 9. und 10. genannt? 

Der Bundesregierung sind die Förderplanungen der übrigen 
EG-Mitglieder und der wichtigen Kohleförderländer der Welt 
einschließlich der Staatshandelsländer vor allem aus ihrer Mit- 
arbeit in den entsprechenden Gremien der verschiedenen inter- 
nationalen Organisationen (EG, lEA, OECD, ECE) bekannt. 

Die Bundesregierung ist auch über die energie-, wirtschafts- und 
beschäftigungspolitischen Maßnahmen der anderen Mitglied- 
staaten der EG für den Bereich des Steinkohlenbergbaus auf 
Grund von Berichten der Kommission, des umfassenden Infor- 
mationsaustausches in den zuständigen Ausschüssen der EG 
und bilateraler Kontakte unterrichtet. Soweit diese nationalen 
Maßnahmen die Gewährung von Beihilfen für den Steinkohlen- 
bergbau zum Ziel haben, ist eine einheitliche Anwendung in 
gewissem Umfang durch die gemeinschaftliche Beihilfeentschei- 
dung gewährleistet. 

Pläne anderer Kohleförderländer zur Steigerung oder Reduzie- 
rung ihrer Produktion sind wegen der unterschiedlichen Ver- 
hältnisse auf die Bundesrepublik nicht übertragbar. Die Bun- 
desregierung sieht - wie auch die deutschen Bergbauunterneh- 
men - die Möglichkeit eines steigenden Kohleangebots auf dem 
Weltmarkt aus relativ kostengünstigen Lagerstätten, sie hat 
jedoch bei ihren Entscheidungen andererseits den Gesichtspunkt 
der langfristigen Sicherheit unserer Energieversorgung zu be- 
rücksichtigen. 


12. Welche Koordinierung besteht mit den anderen Mitgliedstaa- 
ten der EG hinsichtlich der Politik im Bereich des Steinkohlen- 
bergbaus, bzw. welche Koordinierung ist vorgesehen? 


Die Koordinierung der Politik im Bereich des Steinkohlenberg- 
baus mit den anderen Mitgliedstaaten der EG erfolgt in den 
Institutionen der Gemeinschaft, insbesondere im Ministerrat der 
EG (Ratstagungen, EGKS-Gruppe, Energiegruppe) sowie dem 
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Energieausschuß bei der Kommission. Daneben bestehen regel- 
mäßige bilaterale Kontakte mit den übrigen Mitgliedstaaten. 
Trotz intensiver Bemühungen der Bundesregierung ist es bisher 
nicht gelungen, zu Regelungen zu kommen, die der deutschen 
Forderung nach einer auf die Sicherheit der Energieversorgung 
abgestellten Kohlepolitik der Gemeinschaften gerecht werden. 

Auf Anregung der Bundesregierung wird zur Zeit in Brüssel 
konkret über eine verbesserte gemeinschaftliche Kokskohlen- 
beihilfe sowie über Maßnahmen der EG auf dem Gebiet der 
Verstromung und der Haldenfinanzierung verhandelt. 


13. Liegen der Bundesregierung Untersuchungsergebnisse hinsicht- 
lich der Aufgaben vor, die dem deutschen Steinkohlenbergbau 
gesamteuropäisch künftig zukommen sollen? Wie soll die wei- 
tere Integrierung der Steinkohlenbergbauwirtschaft der west- 
europäischen Länder erfolgen? 

14. Hat die Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der Euro- 
päischen Gemeinschaft oder hat die EG selbst Untersuchungen 
über die zukünftige Fördermenge des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus durchgeführt bzw. in Auftrag gegeben? Wenn ja, lie- 
gen hierzu bereits die Ergebnisse oder Zwischenergebnisse vor? 


Der Beitrag des deutschen Steinkohlenbergbaus für die Ener- 
gieversorgung Europas kann nicht abstrakt durch Untersuchun- 
gen, sondern nur durch konkrete politische Übereinkommen 
festgelegt werden. Der potentielle Beitrag der deutschen Stein- 
kohle ist bedeutend, wie Bedarfsschätzungen für Kohle in 
Europa, aber auch die Exporte des deutschen Steinkohlenberg- 
baus in Länder der Gemeinschaft beweisen. Die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften ist in ihren Zielvorstellungen für 
1985 von einer unveränderten Kohleproduktion in Europa und 
in der Bundesrepublik ausgegangen. Sie hat dabei unterstellt, 
daß die Produktion in den besseren „A-Revieren", zu denen der 
deutsche Steinkohlenbergbau gehöil, sogar etwas ausgedehnt 
wird, um den Rückgang der Produktion in den schlechteren „B- 
Revieren" auszugleichen. Die Kommission hat allerdings bisher 
keine konkreten Vorschläge gemacht, wie diese Erwartung 
durch Gemeinschaftsaktionen realisiert werden könnte. Entspre- 
chende deutsche Vorschläge sind bisher nicht auf genommen 
worden. 


15. Hat die Bundesregierung gegenüber der Europäischen Gemein- 
schaft eine Vorausschau oder sonstige Erklärungen über die 
zukünftige Entwicklung des deutschen Steinkohlenbergbaus, 
insbesondere über seine künftige Fördermenge bzw. über dies- 
bezügliche geplante energiepolitische Entscheidungen der Bun- 
desregierung abgegeben? Wenn ja: Wie lauten diese? 

Alle Angaben der Bundesregierung gegenüber den Europäi- 
schen Gemeinschaften und den Mitgliedstaaten beruhen auf den 
Zahlen der Fortschreibung des Energieprogramms. 
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